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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Löhne

Aufgrund der steigenden Inflation und der damit verbundenen Senkung der Kaufkraft,
getrieben unter anderem von hohen Energiepreisen und dem Anstieg der
Krankenkassenprämien, forderten verschiedene Gewerkschaften im Juni 2022 eine
generelle Lohnerhöhung. Konkret forderten der Kaufmännische Verband Schweiz,
Angestellte Schweiz und die Unia einen Lohnanstieg für das Jahr 2023 von bis zu 4
Prozent, der Schweizerische Gewerkschaftsbund gar zwischen 4 und 5 Prozent.
Gegenüber den Medien begründeten sie ihre Forderungen durch die gute Ausgangslage
der Arbeitnehmenden aufgrund des herrschenden Fachkräftemangels. 
Neben diesen allgemeinen Forderungen verlangten auch die Bauarbeitenden höhere
Löhne sowie bessere Arbeitsbedingungen, zumal Ende 2022 der Landesmantelvertrag
(LMV) für den Bau auslief und somit neu verhandelt werden musste. Dazu trafen sich
Ende Juni 2022 Bauarbeitende aus der ganzen Schweiz in Zürich zu einer
Demonstration.

Erneut laut wurden die Forderungen nach einer allgemeinen Lohnerhöhung im
September 2022 im Zusammenhang mit der «Krise der Lebenskosten», die auch im
Parlament einige Aufmerksamkeit erhielt. Gegenüber den Medien betonte etwa SGB-
Präsident und Nationalrat Pierre-Yves Maillard (sp, VD), dass die Lohnforderungen der
Gewerkschaften in Anbetracht dessen, was man von den Bürgerinnen und Bürgern mit
den Elektrizitätssparmassnahmen verlange, «bescheiden» sei. Der Bundesrat hatte
zuvor die Unternehmen und die Bevölkerung zum Energiesparen aufgefordert.
Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt erachtete eine allgemeine Lohnerhöhung hingegen
als «unrealistisch». Dennoch konnte er sich einen Lohnanstieg in denjenigen Branchen
vorstellen, in denen ein grosser Fachkräftemangel herrschte, etwa in der Gastronomie
oder in der Informatik. Die NZZ rechnete gar mit Reallohneinbussen in den meisten
Branchen, wie es auch in anderen Jahren mit Inflation zu beobachten gewesen sei.
Jedoch sei der Lohnanstieg mittel- bis langfristig grösser als der Preisanstieg. Michael
Siegenthaler, Experte der Konjunkturforschungsstelle der ETHZ, erachtete jedoch eine
Lohnerhöhung für die Unternehmen als zumutbar, zumal viele Unternehmen in der
ersten Hälfte 2022 ihre Gewinne und Umsätze hätten steigern können.

Im November 2022 präzisierten verschiedene Gewerkschaften ihre Forderungen und
verlangten unter anderem einen monatlichen Lohn von mindestens CHF 4'500 bis CHF
5'000. Maillard, interviewt in La Liberté, präzisierte, dass die Absicht nicht war,
schweizweit Mindestlöhne einzuführen, sondern die Forderung in den GAV zu
verankern. Diese Forderung führte zu einer Diskussion in der Presse zum Thema
Lohnschutz und Mindestlohn. So kritisierte etwa Avenir Suisse im Tages-Anzeiger den
Lohnschutz, zumal dieser dem Arbeitsmarkt schade, indem er mehr administrative
Hürden schaffe und so die Arbeitsmarktpartizipation senke. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.2022
GIADA GIANOLA

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Im Mai 2022, inmitten des Abstimmungskampfs zur AHV21-Reform, starteten die
Gewerkschaften die Unterschriftensammlung für eine neue Volksinitiative des SGB zur
AHV. Die Initiantinnen und Initianten haben somit bis Mitte November 2023 Zeit, um
100'000 Unterschriften zu sammeln. 
Mit der Initiative «Nationalbankgewinne für eine starke AHV (SNB-Initiative)» sollte
zukünftig bei einem hohen Bilanzgewinn der Nationalbank ein Teil dieses Gewinns der
AHV gutgeschrieben werden. Einmalig sollte zudem der seit 2015 erzielte Bruttoertrag
der SNB aus Negativzinsen – gemäss SGB liege dieser bei CHF 11 Mrd. – in den AHV-
Ausgleichfonds überführt werden. Damit greife die Initiative weder in die
Rückstellungspolitik der SNB ein, noch gefährde sie die Gewinnausschüttungen an die
Kantone, betonte SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD). Zudem habe die
Nationalbank bereits 2007 einen Teil des Geldes aus dem Verkauf überschüssiger
Goldreserven an die AHV ausgeschüttet. Doch nicht nur 2007, auch kurz vor
Einreichung der Initiative war die Idee, Überschüsse der SNB für die AHV zu verwenden,

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.05.2022
ANJA HEIDELBERGER
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bereits diskutiert worden: So hatte die SVP-Nationalratsfraktion im Rahmen der AHV21-
Reform eine Verwendung der SNB-Bruttoerträge aus den Negativzinsen für die AHV
vorgeschlagen. Der von der SP, den Grünen und der EVP sowie der Mehrheit der SVP-
Fraktion unterstützte Vorschlag hatte zwar die Hürde im Nationalrat genommen, war in
der Folge jedoch am Widerstand des Ständerats gescheitert. 
In den Medien kritisierten die Gegnerinnen und Gegner der Initiative insbesondere den
fehlenden sachlichen Zusammenhang zwischen den Bruttoerträgen, den Negativzinsen
und der AHV. Stattdessen könne man das Geld genauso gut für irgendeinen anderen
Bereich einsetzen, etwa für Kampfflugzeuge, war in den Medien mehrfach zu lesen.
Darüber hinaus erachtete die Gegnerschaft die Initiative als Gefahr für die
Unabhängigkeit der SNB. Zusätzlich befürchtete sie, dass die Ausschüttungen für die
AHV zulasten des Bundes und der Kantone gehen würden, und lehnte allgemein eine
stärkere Finanzierung der AHV durch öffentliche Gelder ab.

Obwohl diese Kritik hauptsächlich von bürgerlicher Seite stammte, war die Initiative
auch innerhalb des SGB nicht unbestritten. Als die Delegiertenversammlung des SGB
noch vor Einreichung der Initiative über das weitere Vorgehen entscheiden sollte,
forderten verschiedene Sektionen von Gewerkschaften aus der Romandie, diese
Initiative durch eine neue und umfassendere zu ersetzen. Diese neue Initiative solle das
SNB-Geld für einen ganzheitlichen ökologischen und sozialen Umbau verwenden, nicht
bloss für die AHV. Nach dem Verweis von Barbara Gysi (sp, SG) auf die Klimafonds-
Initiative – die bereits als umfassenderes Projekt dieser Art verstanden werden könne –
entschied sich die Delegiertenversammlung aber, die bereits vorliegende SNB-Initiative
einzureichen und auf eine neue Version zu verzichten. 2

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Arbeitnehmer, Gewerkschaften

Nicht nur der Gewerbeverband (SGV), auch die Gewerkschaften verloren bei den
Eidgenössischen Wahlen im Herbst 2019 Sitze im Parlament. Wie der Tages-Anzeiger
nach den Wahlen berichtete, wurden Corrado Pardini (sp, BE) und Nicolas Rochat
Fernandez (sp, VD) von der Unia, Philipp Hadorn (sp, SO) von der SEV, Thomas Ammann
(cvp, SG) von Transfair sowie Adrian Wüthrich (sp, BE) von Travailsuisse nicht
wiedergewählt. Der Travailsuisse-Vizepräsident, Jacques-André Maire (sp, NE) hatte
zudem bereits im Vorfeld angekündigt, dass er sich aus der Politik zurückziehen werde.
Es gab aber auch Zuwachs und Konstanten: Neu in das Parlament gewählt wurden SGB-
Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD), VPOD-Präsidentin Katharina Prelicz-Huber (gp,
ZH), Greta Gysin (gp, TI), Geschäftsleitungsmitglied von Transfair, sowie die Unia-
Gewerkschaftssekretärin Tamara Funiciello (sp, BE). Wiedergewählt wurden die
Präsidentin des PVB Barbara Gysi (sp, SG), Transfair-Präsident Stefan Müller-Altermatt
(cvp, SO), Irène Kälin (gp, AG), Präsidentin der Gewerkschaft Arbeit Aargau, Samira Marti
(sp, BL), Präsidentin des VPOD Region Basel sowie Edith Graf-Litscher (sp, TG) und
Mathias Reynard (sp, VS) von den Gewerkschaftsbünden Thurgau und Wallis.

Der Tages-Anzeiger konstatierte, die Gewerkschaften seien mit diesen Wahlresultaten
«weit entfernt von der Stärke ihrer besten Tage», etwa als nach den Wahlen 2003 «je
nach Zählung» bis zu zwei Dutzend Ratsmitglieder der «gewerkschaftlichen Achse
angehörten». SGB-Präsident Maillard hingegen hatte keine Mühe mit dem Resultat –
neben dem Klima sei insbesondere auch die Frauenfrage bei diesen Wahlen einfach
wichtiger gewesen. Ferner fühle sich ja nach wie vor ein grosser Teil der SP mit den
Gewerkschaften verbunden, ohne dabei selbst Mitglied einer Gewerkschaft zu sein,
äusserte sich auch der nicht wiedergewählte Hadorn zur Lage. Möglich sei auch, dass
die Gewerkschaften längerfristig Opfer ihres eigenen Erfolges würden, liess er zudem
verlauten, da offenbar viele Menschen in der Schweiz unterdessen einen gewissen
Wohlstand geniessen könnten und dadurch gewerkschaftliche Themen in den
Hintergrund rückten. 3

WAHLEN
DATUM: 27.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Die Gewerkschaft Unia forderte wenige Tage nach dem Beschluss der
ausserordentlichen Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus im März 2020
auch striktere Massnahmen für Industrie und Gewerbe. Wie die Unia-Chefin Vania
Alleva in einem Interview mit dem «Blick» mitteilte, fordere sie, wie dies in den
Kantonen Genf und Tessin bereits umgesetzt worden sei, landesweit eine Schliessung
von Baustellen und von Betrieben, welche die geltenden Abstands- und
Hygienemassnahmen nicht ausreichend durchsetzen können. Denn während etwa ein
Banker im Homeoffice arbeiten und dadurch die vom Bund empfohlenen Hygiene- und
Abstandsregeln gut einhalten könne, so Alleva, müssten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in der Industrie, im Detailhandel und im Gewerbe oder auf dem Bau
weiterhin ungeschützt ihrer beruflichen Tätigkeit nachgehen. Die Situation sei
tatsächlich paradox, meinte auch der Blick: Stünden drei Bauarbeiter nach Feierabend
auf der Strasse, ohne die geltenden Abstandsregeln einzuhalten, drohe ihnen eine
Busse – auf der Baustelle hingegen nicht. Längerfristig zielte die Forderung der Unia
darauf ab, dies teilte Alleva gegenüber dem Tages-Anzeiger mit, dass die
Arbeitgebenden nachhaltige und wirksame Schutzkonzepte erarbeiten sollen, um trotz
Pandemie den Arbeitsbetrieb aufrechterhalten zu können. Damit sollten letztlich
Entlassungen verhindert und ein Umgang mit der Krise gelernt werden.

Die Forderung der Unia, Gewerbe und Industrie weitgehend vorübergehend stillzulegen,
war umstritten: Der Tages-Anzeiger etwa fragte Alleva, ob sie «wahnsinnig» geworden
sei, und warf ihr vor, die Unia – auch Betreiberin der grössten Arbeitslosenkasse der
Schweiz – wolle doch nur von den Folgen der Krise profitieren. Mit den Bundeskrediten
zur Unterstützung der Wirtschaft wolle sie ferner der freien Marktwirtschaft den Garaus
machen, um den sozialistischen Traum einer reinen Staatswirtschaft wahr zu machen,
mutmasste die Zeitung weiter. Alleva tat diese doch happigen Vorwürfe aber als
«infame» und «völlig realitätsfremde» Unterstellung ab. Die Unia sei daran interessiert,
dass die Wirtschaft nach der Krise wieder in Schwung komme und niemand unter die
Räder gerate.
Rückendeckung erhielt Alleva von SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard. Dieser sprach
sich nicht für einen totalen Shutdown aus, betonte aber, dass die Gesundheit der
Arbeitnehmenden Priorität haben müsse. Die Diskrepanz zwischen den geltenden
Regeln im Privatleben und im Berufsleben sei nicht hinnehmbar, so Maillard gegenüber
dem «Blick». 4

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 15.04.2020
CHRISTIAN GSTEIGER
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